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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Rechtsordnung

Der Abbruch der Verhandlungen über das Rahmenabkommen mit der EU veranlasste
Nationalrat Thomas Burgherr (svp, AG) zur Einreichung einer Motion, derzufolge der
Bundesrat die möglichen Standortvorteile eines unabhängigen Schweizer
Rechtssystems aufzeigen soll. Der Motionär bezog sich auf die entsprechende
Medienmitteilung des EDA vom 26. Mai 2021, in der die Regierung ankündigte,
bestehende Differenzen zwischen dem schweizerischen und dem EU-Recht analysieren
und gegebenenfalls eigenständige Anpassungen im nationalen Recht prüfen zu wollen,
um die bilateralen Beziehungen nach dem Verhandlungsabbruch zu stabilisieren. Mit
seiner Motion forderte Burgherr vom Bundesrat, bestimmte Aspekte in diese Analyse
einzubeziehen. So soll überprüft werden, ob die bestehenden Rechtsdifferenzen zur EU
zu tieferen Regulierungskosten in der Schweiz führen, ob sie Vorteile für die global und
die auf den Binnenmarkt ausgerichtete Schweizer Wirtschaft bringen und ob sie
Schweizer Interessen in anderen Politikbereichen dienen. Wichtig war dem Motionär
dabei, dass die Sozialpartner und die Kantone in die Analyse miteinbezogen werden.
Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion. Die Anliegen des Vorstosses liessen
sich laut Bundesrätin Karin Keller-Sutter mit den Arbeiten zu einem bereits
überwiesenen Postulat der Mitte-Fraktion (Po. 21.3498) verbinden. 
Im Nationalrat wurde die Motion indessen von Sibel Arslan (basta, BS) bekämpft. Sie
argumentierte, dass die Motion die bilateralen Beziehungen torpediere, nicht
stabilisiere. Weiter sei die Motion redundant, da der Bundesrat die rechtlichen
Differenzen zwischen Schweizer und EU-Recht bereits überprüfe. Hinter Arslan stellten
sich einstimmig die Fraktionen der SP, der Grünen und der Grünliberalen, was jedoch
nicht für eine Ratsmehrheit ausreichte. Die grosse Kammer nahm die Motion in der
Frühjahrssession 2022 mit 110 zu 82 Stimmen an. 1

MOTION
DATUM: 02.03.2022
LENA BALTISSER

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitnehmerschutz

Nachdem sich der Nationalrat in der Wintersession 2021 für Eintreten ausgesprochen
hatte, führte er im März 2022 die Detailberatung zur Änderung des Entsendegesetzes
(EntsG) durch. Im Rahmen der Debatte betonte Kommissionssprecher Fabio Regazzi
(mitte, TI), wie wichtig es sei, das Gesetz zu ändern, damit Rechtssicherheit und
Transparenz gewährt werden können. Gemäss dem aktuellen Entsendegesetz müssen
Arbeitgebende mit Sitz im Ausland nur diejenigen Bedingungen garantieren, die in den
Bundesgesetzen geregelt sind. Im Gesetz zu erwähnen, dass zusätzlich auch kantonale
Bedingungen erfüllt sein müssen, würde zukünftig die gleichen gesetzlichen Grundlagen
für Arbeitgebende in der Schweiz und solche aus der EU schaffen. Damit könne die
Rechtssicherheit für Schweizer Arbeitgebende erhöht und einen Wettbewerbsvorteil
zugunsten der Unternehmen aus der EU, für welche die kantonalen Mindestlöhne für
Arbeitnehmende aus der EU ansonsten nicht gelten, vermieden werden. Thomas
Burgherr (svp, AG) erläuterte die Meinung der Kommissionsminderheit sowie der SVP-
Fraktion, wonach eine solche Änderung die «Sozialpartnerschaft untergrabe[...]» und
«Widersprüche zur Kompetenzverteilung zwischen Bund und Kantonen» schaffe.
Bundesrat Guy Parmelin (svp, VD) erklärte, dass die kantonalen gesetzlichen Grundlagen
über den Mindestlohn bereits heute auch für entsandte Arbeitnehmende gelten, sofern
das kantonale Gesetz dies vorsehe. Der Nationalrat folgte dem Antrag seiner
Kommissionsmehrheit und nahm den unveränderten Entwurf des EntsG in der
Gesamtabstimmung mit 106 zu 77 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) deutlich an. Unterstützt
wurde die Gesetzesänderung in erster Linie von der Sozialdemokratischen Fraktion, der
Mitte-Fraktion und der Grünen Fraktion. Zudem wird mit der Gesetzesänderung auch
der rechtliche Rahmen für die Nutzung einer elektronischen Plattform für den
Informationsaustausch bezüglich Lohnschutz geschaffen. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.03.2022
GIADA GIANOLA
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Arbeitsrecht

Die WAK-NR reichte im Februar 2022 eine Motion ein, mit der sie den Bundesrat
beauftragen wollte, die Verordnung über das öffentliche Beschaffungswesen so
anzupassen, dass auch Prinzipien aus anderen von der Schweiz nicht ratifizierten
Übereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) bezüglich sozialer
Mindestnormen wie zum Beispiel Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz, Schutz vor
Mobbing und sexueller Belästigung und exzessive Arbeitszeiten eingehalten werden
müssen.
In seiner Stellungnahme vom Mai 2022 beantragte der Bundesrat, die Motion
abzulehnen und damit der Kommissionsminderheit zu folgen. Die Schweiz habe bereits
internationale Übereinkommen, die sich mit den Themen Gesundheitsschutz,
Sicherheit am Arbeitsplatz und Schutz vor exzessiven Arbeitszeiten befassen, ratifiziert.
Somit reichten die rechtlichen und gesetzlichen Grundlagen aus, um die sozialen
Mindeststandards bei der Vergabe von Aufträgen zu gewährleisten.
Der Nationalrat beschäftigte sich im Rahmen der Sondersession 2022 mit dem Vorstoss
und nahm diesen mit 103 zu 78 Stimmen (bei einer Enthaltung) an. Zuvor hatte
Kommissionssprecher Martin Landolt (mitte, GL) die Wichtigkeit dieser
Verordnungsanpassung betont, um gleiche soziale Arbeitsstandards sowohl für
schweizerische als auch für ausländische Anbietende zu gewährleisten. Schweizer
Unternehmen sind verpflichtet, soziale Mindestnormen einzuhalten. Da diese Normen
jedoch nicht in internationalen Abkommen geregelt sind, müssen sich ausländische
Unternehmen nicht an sie halten. Es bestehen somit unterschiedlichen Anforderungen
an schweizerische und ausländische Unternehmen, die in der Schweiz tätig sind.
Thomas Burgherr (svp, AG) erachtete es hingegen als «fragwürdig und heikel»,
Prinzipien aus von der Schweiz nicht ratifizierten Übereinkommen in die Verordnung zu
übernehmen. Gleichzeitig beriet der Nationalrat eine zweite Motion der WAK-NR mit
ähnlichem Anliegen, die er ebenfalls an den Zweitrat überwies (Mo. 22.3020), sowie die
parlamentarische Initiative Porchet (gp, VD; Pa.Iv. 20.486), die im Anschluss an die
Behandlung von der Nationalrätin zurückgezogen wurde. 3

MOTION
DATUM: 21.02.2022
GIADA GIANOLA

1) AB NR, 2022, S. 86 f.; Medienmitteilung EDA vom 26.5.21; Mo. 21.3884
2) AB NR, 2022, S. 224 ff.; Medienmitteilung WAK-NR vom 25.1.22
3) AB NR, 2022, S. 742 ff.; Po. 22.3019
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